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Die Annäherungspolitik der Tſchechen
Keueſte Tagesnachrichten

In der geſtrigen Sitzung der Nationalverſamm
kung wurde der Abgeordnete Loebe (Soz.) zum Vize-
präſidenten gewählt.

Jm Preußenparlament wurde das Bürger
und Gemeinderecht in zweiter und dritter Leſung an
genommen.

Zur Regelung des Verkehrs mit dem beſetzten
Gebiet wird in den nächſten Tagen eine Beſprechung in
Köln ſtattfinden.

Dänemark wird in den nächſten Tagen alle Aus
fuhrverbote aufheben.

Die Blockade
erhalten.

Ungarns bleibt aufrecht

Der Staats anwalt beantragt 7 Jahre Feſtungshaft
für Toller.

Ein letzter Verſuch
Jn der Korreſpondenz der Deutſchnationalen Volks

partei leſen wir:
Jn einer Geſellſchaft von Buben hat der Ehrenwerte

einen ſchweren Stand. Seine Anweſenheit wird als ſtörend
empfunden, man möchte ihn am liebſten hinauswerfen, denn
er verdirbt womöglich das Geſchäft. Die Nationalverſamm-
lung hat die Zukunft und Ehre des deutſchen Volkes um das
Linſengericht der (vorläufigen!) Nichtbeſetzung Deutſchlands
durch die Entente verkauft. Wer da aus heißem vaterlän-
diſchem Drange noch etwas retten will, der wird angepöbelt.

Der Schmachfrieden iſt ratifiziert worden, die Rechts
kraft des Urteils anerkannt. Und in dieſer hiſto
riſchen Sitzung vom O. Juli iſt unſere Ge
ſchichte paſſiert. Sie muß von einem Augenzeugen
feſtgenagelt werden. Schon wird ſie von lügneriſcher
Legende entſtellt.

Die leichtfertigſten Politiker aller Zeiten ſind es, die
das Schandjoch dieſer Friedenzunterſchrift aufgerichtet
haben. Nun iſt es beſiegelt: daß wir auch unſere Beſten an
das feindliche Henkergericht ausliefern. Das ſtört unſere
regierenden Verderber nicht. Am Tage des Friedensſchluſſes
hat Erzberger, wie man ſich in Weimar er31t, ge-
ſungen: „Noch ſind die Tage der blühenden Roſen!“ Und in
das Gäſtebuch des Fürſtenkellers, der hiſtoriſchen Weinkneipe
Weimars, wo die neuen Herren des Umtrunks und der
Männerrede pflegen, hat er am Abend des Tages, an wel
chem die niederſchmetternde Antwort Clemenceaus auf die
deutſchen Gegenvorſchläge zu den Verſailler Friedensbedin-
gungen eintraf, die folgenden denkwürdigen Worte einge-
hen „Erſt ſchaff dein Sach, danntrink und
a 4

Es gibt aber Männer, die ſich in dieſen gallebitteren
Tagen der Entehrung zu ſolcher Leichtherzigkeit nicht auf
ſchwingen können, auch nicht, wie Scheidemann im
ſchweizeriſchen Schlagſahneparadies ſich zu
ergehen vermögen Männer, denen der kalte Schweiß der
Verzweiflung auf der Stirne ſteht, wenn ſie an die Schmach-
paragraphen denken, die uns zur Auslieferung des Kai-
ſers und Hindenburgs, von ſechzig Gene-
rälen und hunderten anderer Offiziere, vornehmlich der
Ritter des pour le wériteée, von Politikern und
ſogar Gelehrten zwingen. Sie meinen die Schande kaum
überleben zu können.

Es gilt noch einen letzten Verſuch. Er mag ausſichtslos
ſein, gewiß; er mag ſogar mißdeutet werden. Aber was
gilt hier die eigene Perſon, was gilt die Parteitaktik, wenn
man vielleicht dem Vaterlande das Aeußerſte erſparen kann,
deſſen „beſudeltes Konterfei“ man doch noch ehrt und lieb
hat! So bringt denn an dieſem 9. Juli, kaum mehr friſt-
gerecht, wirklich in der letzten Minute der Verzweiflung, die

Deutſchnationale Volkspartei einen An
trag zur Ratifizierungsvorkage ein. Siebittet die Mehrheit, den Frieden nur unter dem Vorbehalt
ratifizieren zu wollen, daß die Entente die Auslieferung
und das Strafverfahren hinausſchiebt, bis ſie ein Gutachten
der erſten Rechtsgelehrten der Welt über die Zulöäſſigkeit
des Verfahrens eingeholt hat. Eine ſchwache Hoffnung
dämmert auf. Jn London ſitzen doch nicht lauter eiskalte

Jn den Tagen der fürchterlichen Verhandlungen
ber den ſogenannten Waffenſtillſtand ſtellte ein holländi-

ſcher Miſſionar den Präſidenten Wilſon. Er ſolle doch

„Was wollen Sie, die Deutſchen unker-
ſchreiben ja ſelber alles!“ Und ein ſchwediſcher
Journaliſt hat dieſer Tage im Gäſtebuch des Fürſtenkellers
in Weimar die Eintragung gemacht: „Dieſes Volk
trägt Jägerhemden und unterſchreibt je-den Frieden.“

Das ſind Peitſchenhiebe in unſer ſchmachentſtelltes Ant
litz, aber ſelbſt ſie peitſchen eine Hoffnung auf. So wird
der deutſchnationale Antrag eingebracht.

Aber die Männer der Rechten haben die Geſellſchaft
überſchätzt, in der ſie ſich befinden. Es erhebt ſich nur ein
mißtönendes Geheul. Am ſchnellſten hat ein Taktiker der
bürgerlichen Linken, der Demokrat Schiffer, er
kannt, daß man an dieſer lodernden Flamme deutſchnatio-
nalen Schmerzes ſein Parteiſüppchen kochen könne, und er
wirft den Antragſtellern vor, ſie bezweckten dieſes
Kochen. „Haltet den Dieb!“ rufen nun alle Diebe. Die
Demokraten, das Zentrum, die Sozialdemokraten, die Un
abhängigen.

Sogar die Deutſche Volkspartei iſt verſchüchtert und
rückt von den Deutſchnationalen ab. Ausgerechnet in einer
Erklärung Heinzes, der einer der eifrigſten Verfechter der
vollkommenen Verſchmelzung beider Parteien iſt. Es iſt
ein unſeliger Jrrtum. Ein Teil derer um Heinze glaubt,
die Deutſchnationalen ſeien umgefallen, ſeien nun für den
Schmachfrieden, denn nur dieſe Bitte an die Entente einge
fügt wurde. „Nein! Ueberhaupt nicht unterſchreiben!“
ſagt Heinze.

Der letzte Verſuch iſt alſo geſcheitert, das Unheil nimmt
ſeinen Lauf. Auch die lügneriſche Legende, die Deutſch
nationalen hätten noch ſchnell etwas in die Parteiſcheuer
einfahren wollen, wird unſere Mehrheitspreſſe verbreiten.
Wir können es ertragen. Einſt wird es an die Sonne kom-
mn, wer in dieſen Tagen der Seelennot
lachte und wer um ſein Vaterland litt.

Die Verhandlungen in Verſailles
Berlin, 15. Juli.

Von zuſtändiger Stelle wird mitgeteilt: Die Verhand
lungen in Verſailles ſind bis jetzt ſeitens der Alliierten
in durchaus konziliantem Tone geführt worden. Sachlich be-
ſtehen die Alliierten auf der ſtrikten Durchführung des
Friedensvertrages, insbeſondere auf der Ueberführung
deutſcher Arbeiter. Sie wollen Gruppen von 500 bis 1000
Mann in Baracken unterbringen. Die franzöſiſchen Unterhändler
ſagen, ſie kannten die Schwierigkeiten, aber die deutſche
Regierung müſſe das deutſche Volk unbedingt zur Arbeit
anhalten. Nötigenfalls müſſe Deutſchland der Arbeitsſchwie-
rigkeiten durch ſtaatlichen Zwang Herr werben. Sie
fordern ferner beſonders dringend Tiere, Farbſtoff,
pharmazeutiſche Apparate und Kohlen.

Der Verkehr mit dem beſetzten Gebiet
Berlin, 15. Juli.

Nach eingehender Beſprechung mit ſämtlichen beteiligten
Reſſorts wird in den nächſten Tagen in Köln eine Zuſammen-
kunft aller Brückenkopfoffiziere und in Frage kommenden Sach-
verſtändigen ſtattfinden, um eine endgiltige Regelung
des Verkehrs zwiſchen dem beſetzten und dem unbeſetzten
Gebiet herbeizuführen. An den Beſprechungen werden Vertre-
ter aller zuſtändigen Behörden teilnehmen. Als Kommiſſar des
Vorſitzenden der deutſchen Waffenſtillſtandskommiſſion, Reichs-
finanzminiſter Erzberger, iſt von Weimar zu den Be-
ſprechungen der Referent für Paßangelegenheiten der deutſchen
Waffenſtillſtandskommiſſion, Dr. Bein, entſandt worden.

Der Strafantrag im Toller- Prozeß
(Eigener Drahtbericht der „H. Z.“)

München, 15. Juli.
Jm Hochverratsprozeß Toller ergriff der Staats

anwalt das Wort. Er hob die Bemühungen des Angeklagten her-

vor, eine Verſtändigung mit der Regierung Hof-
mann herbeizuführen. Zum Schluß beantragte er unter Zu-
billigung mildernder Umſtände für den Angeklagten Toller eine
Feſtungs haft von 7 Jahren.

Das Urteil wird vorausſichtlich morgen gefällt werden.

Der handel mit Dänemark
Kopenhagen, 15. Juli.

Dänemark wird, wie verlautet, alle Ausfuhrverbote,
die während des Krieges erlaſſen waren, in den nächſten Tagen
aufheben. Es iſt möglich, daß einige dieſer Beſtimmungen, ſo
weit es ſich um Waren handelt, die im Inlande notwendig ge
braucht werden, noch aufrecht erhalten bleiben. Aber es ſteht
zu erwarten, daß die däniſche Regierung bei der Ausfuhr von
Waren im weiteſten Maße Dispenſation erteilen wird.

Die „wilden Streiks“
Hamburg, 15. Juli.

Der heutige Proteſtſtreik der Unabhängigen Sozial-
demokraten wegen der Verhaftung des zweiten Vorſitzenden des
Deutſchen Metallarbeiterverbandes und die Trauerfeier für die
am 24. und 25. Juni Gefallenen beſchränkte ſich im allgemeinen
auf die Werftbetriebe. Der Verkehr im Elbe-
tunnel und auf den Fähren iſt unbehindert. Auf der
Werft von Blohm und Voß arbeiten zwei Drittel der Arbeiter.
Auf den übrigen großen Werften ruht die Arbeit größtenteils.

Berlin, 15. Juli.
Die „B. Z.“ meldet aus Königsberg Von unverant-

wortlicher Seite hat ſich ein Teil der Landarbeiter des
Kreiſes Mohrungen in wilde Streiks treiben laſſen.
Der Zentralverband der Land-, Forſt- und Weinbauarbeiter
fordert die Landarbeiter auf, die Arbeit wieder aufzu-
nehmen, da nächſter Tage Verhandlungen zur Abände-
rung des Tarifvertrages ſtattfinden. Zur Aufrecht-
erhaltung der Ruhe und Ordnung, ſowie zum Schutze der Ar-
beitswilligen wurden Regierungstruppen in den Kreis
geſandt.

Bielefeld, 15. Juli.
Von den Landarbeitern im Landkreiſe Bielefeld, die außer-

wirtſchaftliche Forderungen und höhere Arbeitslöhne verlangen,
ſtreiken etwa 4000 Mann. Die bisherigen Verhandlungen ſind
geſcheitert.

die Grundlagen der tſchechiſchen Politiß

Prag, 15. Juli.
Die tſchechoſlowakiſche Korreſpondenz veröffentlicht ein

Kommuniqué, in dem geſagt wird:
Unſere Beziehungen zu den Staaten, die bisher uns feind

ſelig waren, ſind vor allem durch die Friedensverträge
beſtimmt. Natürlich werden wir die Möglichkeit haben, dieſe
Beziehungen zu ergänzen, zu vertiefen und durch ge
rechte Auslegung der einzelnen Vertragsbeſtimmungen nor
malere und freundſchaftlichere Beziehungen zu
den einzelnen Staaten zu ſchaffen. Es ſcheint, daß einige
Kreiſe bei uns glauben, daß unſer Bündnis mit der En-
ten te irgendwelche militäriſchen oder politiſchen Verpflich
tungen bedeutete und bedeute, daß wir das Jnſtrumenit
irgend eines großen Staates darſtellen. Es könnte keinen grö-
ßeren Jrrtum geben. Wir ſehen in dem Bündnis einen Bund,
der dazu führen kann, gemeinſam unſere Exiſtenz gegen
den Feind zu ſchützen. Mit Rückſicht auf Deutſchland
müſſen wir eine lohale, korrekte und derträgliche
Politik machen, zugleich aber ſchon heute deutlich eine Tra
dition für unſere auswärtige Politik herausbilden,
die niemals zulaſſen darf, daß ſie das Inſtrument in der Hand
irgend eines Nachbarn werde und ihre Freiheit und die Möglich
keit, die internationale Konſtellation diplomatiſch auszunutzen,
verliere. Unſere Politik wird ſtets auf ein Freundſchafts
bändnis mit dem ruſſiſchen Volke gerichtet ſein. Mit
dem Eintritt des ruſſiſchen Volkes in die Weltpolitik kann nie-
mand in abſehbarer Zeit rechnen. Darum muß in dieſem Falle
die Reſerve gewahrt werden, da unſer Verhältnis zu Rußland
ein vitales Problem unſerer Exiſtenz bedeutet. Unſere
Beziehungen zu Südſlawien müſſen freundſchaft
lich bleiben. Die italieniſche auswärtige Politik
zögert heute und weiß nicht, ob ſie der Ententepolitik
treu bleiben oder Annäherung an diejenigen Elemente ſuchen
ſoll, welche im gegneriſchen Lager ſtehen. Unſere Republik hat
kein Jntereſſe daran, Jtalien durch ihr Betragen ins
feindliche Lager zu treiben, in welchem Jtalien die
möglichen Konflikte mit unſeren ehemaligen Feinden gegen uns
ausnützen würde. Wir wünſchen eine freundſchaft-
liche und loyale Verbündetenpolitik mit ihm.
Unſere Beziehungen zu Rumänien und Polen müſſen ſo
ausgebaut werden, daß wir vollkommen ſicher ſein können, daß

uns von dieſer Seite keine Gefahr drohen kann. Prag
muß das diplomatiſche Hauptzentrum für ganz
Mitteleuropa werden und wird es auch werden. Das be
deutet, daß die Bedeutung von Wien und. Budapeſt ſtarl
ſinken wird. Das Ziel unſerer nationalen Politik wird
ſein müſſen, daß wir über beide das politiſche und wirt-
ſchaftliche Uebergewicht gewinnen. Man muß ſich aber
vergegenwärtigen, daß man es auch heute nicht darauf abſehen
kann, Wien vollkommen zu vernichten. Wien wird ein
beſtimmtes Zentrum ſein, insbeſondere haben die We ſt
ſt aaten ein Intereſſe daran. Das 'bedeutet, daß wir mit Wien
als mit einem gewiſſen politiſchen Faktor rechnen müſſen. Falls
die Magyaren uns gegenüber eine loyale Politik beobachten,
werden wir uns bemühen, ihnen mit gleicher Loyalität zu begeg
nen und bis zu einem gewiſſen Maße uns ihnen zu nähern



87. Sitzung.
Am Regierungetiſch: Dr. Preuß und David.

räſident ehrenb ö i0 Fehrenbach eröffnet die Sitzung 9 Uhr
Ber Abg. Thiele (Sogz.) ſtellt eine Anfrage über das aus den

wertungsſtellen veräußerte Heeresgut, das dem Schleich-
el vVorſchub geleiſtet und das Ergielen beträchtlicher

wiſchengewinne ermöglicht habe.
Ein Bertreter des Reichsſchatamtes erteilt die Auskunft,

daß die Zwiſchengewinne ſich in erträglichen Grenzen bewegen
und teilweife der Fiskus an dem Verdienſt beteiligt werde.
denten r ſt a ne 35. Vizepräfſi-

er Nationalver ſammlung für den aus i eUnterſtaatsſekretär Schul (Soz.) ein. geſch Weunen
Abg. Gröber (Zentr.) tritt für Wahl durch Zuruf ein und

ſchkägt, da kein Widerſpruch erfolgt, den Abg. Loebe (Soz.)
als Vizepräſidenten vor.

Die Wahl erfolgt einſtimmig.
Aba. Loebe nimmt ſie mit Dank an.
Darauf ſetzt das Haus die zweite Beratung des

erfaſſungsentwurfs mit dem zweiten Hauptteil„Grundrechte und Grundpflichten der Deut
ſchen“ fort. Artikel 157 beſtimmt einleitend: Die Grundrechte
und Grundpflichten bilden Richtſchnur und Schranken
für die Geſetzgebung, die Verwaltung und die Rechtspflege im
Reich und in den Ländern.

Der Artikel 107 bringt nichts neues.

Weimarx, 15. Juli.

Abg. Gröber (Zentr.):
An der Spitze eines Lehrbuches über die Grundrechte würde er
ſich gang gut machen. hier aber iſt er zum mindeſten entbehr
lich. Jch beantrage, ihn zu ſtreichen.

Nach kurzer Debatte wird Artikel 107 geſtrichen.
Artikel 108 beſtimmt: Alle Deutſchen ſind vor dem

Geſetz gleich. Männer und Frauen haben grundſätzlich
dieſelben ſtaatsbürgerlichen Rechte und Pflichten. Oeffent-
liche rechtliche Vorrechte und Nachteile der Geburt und des
Standes beſtehen nicht. Adelsbezeichnungen gelten
nur als Teil des Namens und dürfen nicht mehr
verliehen werden. Titel dürfen nur als Amt und Be
rufsbezeichnung verliehen werden. Akademiſche Grade
ſind hierdurch nicht betroffen. Orden und Ehren-

eichen dürfen vom Staat verliehen werden. Kein
eutſcher darf von einer ausländiſchen Regierung Titel oder

Orden annehmen.
Die Abgg. Heinze (D. Vp.) und Genoſſen beantragen die

Streichung ſämtlicher Beſtimmungen über die Adelsbezeichnung,
Titel, Orden und Ehrenzeichen.

Die Abgg. Frau Agnes und Genoſſen beantragen: Der
Adel iſt abgeſchafft. Vorrechte oder Nachteile der Geburt oder
des Standes beſtehen nicht.

Die Sozialdemokraten Auer und Genoſſen beantragen
d des rn ne x5 Gleichſtellung derdänner un rauen nur in den ſtaatsbürgerlichen Rechten(nicht Pflichten). e 9Endlich beantragen die Sozialdemokraten Frau Juchacz und

Genoſſen hinter dem Satz über die Gleichſtellung von Männern
und Frauen den Zuſatz: Die Beſtimmungen des öffentlichen
und bürgerlichen Rechts ſind entſprechend zu geſtalten.

Auf Antrag Dr. Quarck (Soz.) wird über die ſozialdemo-
kratiſchen Anträge wegen Gleichſtellung der Frau namentlich
abgeſtimmt werden.

Abg. Frau Teuſch (Ztr.): Wir können uns mit einem Syſtem
der abſoluten Gleichmacherei nicht einver-
ſtanden erklären. Wir begrüßen, daß die Frau im gleichen
Maße berechtigt und verpflichtet wird, mitzuarbeiten für das
Volk und das deutſche Vaterland als deutſche Frau.

Abg. Dr. Luppe (Dem.): Die ſogenannte Adelsbezeich-
nung iſt doch nur ein Teil des Namens. Der Ausſchuß
wollte durch ſeinen Beſchluß feſtſtellen, welche Namen geführt
werden ſollen.

Abg. Graf Poſadowsky (Deutſchnational):
Ueber die Abſchaffung des Adels vermag ich mich

nicht aufzuregen. Wirklich gebildete Menſchen beurteilen hre
Mitmenſchen nicht nach Titel und Würden, ſondern nach ihrer
eiſtigen und ſittlichen Fähigkeiten. Urſprüng-45 gab es ja keinen Adel, was man heute ſo nennt, und die

Bezeichnung war lediglich eine Ortsbezeichnung. Hat
der Antrag, ihn abzuſchaffen, einen politiſchen Zweck
Alle modernen Staatsverfaſſungen ſtellen feſt, daß

alle Staatsbürger von dem Geſetz gleich
ſind. Die Zeiten des Großen Friedrich, der den Adel als eine
geſchloſſene Kaſte anſah, ſind längſt vorbei, die franzöſiſche
Revolution ſchaffte den Adel ab, weil der Adel damals ſeine

Die zweite Beratung des Verfaſſungsentwurfs
Nationalverſammlung

Pflichten nicht mehr erfüllte, dagegen Vanſpruchte. Soll etwa mit dieſer neuttrore ee
zöſiſche Revolution nachgeahmt werden? Die Gleich
macherei der Revolution hat ſich bitter in der Ver-ödung des franzöſiſchen Volkes gerächt und dieſe Verödung erſt
machte den Weg des Jmperialismus und Napoleons überhaupt
i Napoleon allerdings, der große. Menſchenkenner,ührte den Adel ſofort wieder ein. Der Adels-
olz iſt allerdings eine der ſchwächſtenn Eigenſchaften

die ein Menſch haben kann und die Verleihung des Adel z
oder von ſonſtigen Titeln und Wärden iſt vielfach mißbr aucht
worden. Dennoch wird das Anſehen alter bodenſtändiger Familien, das auf wirklich hervorragende
Leiſtung zurückzuführen iſt, durch Abſchaffung des
Adelsprädikates nicht vermindert werden. Nicht jeder
Beamte macht Karriere, deshalb muß ihm ein Titel oder ein
Orden zum Ausgleich gegeben werden können. Hinſichtlich der
Gleich ſtellung der Männer und Frauen im
öffentlichen Leben teilen wir den Standpunkt des Zen
trum s, der ſoeben klar und würdig begründet wurde.

Artikel 108 wird ſchließlich in der Faſſung des Ausſchuſſes
angenommen. Ein Antrag Agnes und Genoſſen (U. S.)
auf Streichung des Wortes „grundſätzlich“ wird durch Auszählung
mit 149 gegen 119 Stimmen abgelehnt. Der Antrag Frau
Juchacz und Genoſſen (Soz.) betreffend die Gleichſtellu n g von Männern und Frauen wird in namentlicher Ab
ſtimmung bei 3 Stimmenthaltungen mit 144 gegen 128 Stimmen
abgelehnt. Der Antrag Auer und Genoſſen (Soz.)
betreffend Adel und Titel wird in namentlicher Abſtimmung bei
2 Stimmenthaltungen mit 143 gegen 127 Stimmen abge
lehnt, desgleichen der Antrag Heinze und Genoſſen
Ke Dir betreffend Streichung ſämtlicher Beſtimmungen üßer

uſw.
Artikel 109 beſtimmt, daß die Staatsangehörigkeit

im Reiche und in den Ländern nach den Beſtimmungen eines
Reichsgeſetzes erworben und verloren wird.

Abg. Aßmann (D. Vpt.) richtet einen eindringlichen Appell
an die Reichsregierung, alles zu tun, um den Deutſchen, die jetzt
gegwungen werden, die pol niſche Nationagalität zu er-
werben, für ſpätere Zeit die Rückkehr in den deutſchen
Staatsverband in jeder Weiſe zu erleichtern.,

Artikel 109 wird unverändert angenommen. Ebenſo
Artikel 110 (Freizügigkeit im ganzen Reich.)

Präſident des Reichsminiſteriums Bauer: Auf den Appell des
Abgeordneten Aßmann kann ich erklären, daß die Regierung, ob
gleich natürlich ein Beſchluß der Geſamtheit noch nicht erfolgt
iſt, nach meiner Ueberzeugung die Auffaſſung hat, daß dieſem
Wunſche nach Kräften Folge geleiſtet werden ſoll. Die Regierung
wird ſich ſo bald wie möglich mit dieſer Frage beſchäftigen und
beſchließen, welche Maßnahmen zu ergreifen ſind, um die Rück
kehr derjenigen, die ſpäter die deutſche Staatsangehörigkeit wieder
erwerben wollen, zu erleichtern. (Beifall.)

Artikel 151 wird unverändert angenommen.
Artikel 112 beſtimmt den Schutz der freien volkstüm-

r. Entwicklung fremdſprachlicher Volks
teile. Dr. Cohn (U. S.) vefürwortet den Antrag ſeiner Partei,
ſtatt „fremdſprachlicher Volksteile“ zu ſagen „nationaler
Minderheiten“.

Jn der Abſtimmung erklärt Präſident Fehrenbach den
Antrag Dr. Cohn für abgelehnt.

Darauf bezweifelt Abg. Geyer (U. S.) die Beſchlußfähigkeit
des Hauſes.

Präſident Fehrenbach: Die Anzweiflung der Beſchluß fähigkeit
iſt nur vor einer Abſtimmung möglich. Das lange Reden läßt
alle Rückſicht auf die Kollegen und die Stimmung im Volke, jede
Rückſicht auf die großen Aufgaben, zu denen wir berufen ſind,
vermiſſen. Jch möchte um Abſtellung dieſer Rückſicht s
loſigkeit dringend bitten.

Artikel 113 handelt von der perſönlichen Freiheit,
deren Beſchränkung nur auf Grund von Gefetzen zuläſſig ſein
ſoll. Die Algerrdneten Frau Agnes und Genoſſen
(u. S.) beantragen dazu die Aufhebung der Ausnahme-
geſetze gegen die Proſtitution.

Reyierungskommiſſar Dr. Preuß erklärt die Frage für einen
Gegenſtand der Spezialgeſetzgebung und empfiehlt Ab
lehnung des Antrages der Unabhängigen.

Artikel 118 wird unter Ablehnung des Antrages Frau Agnes
und Genoſſen angenommen.

Nächſte Sitzung Mittwoch 96 Uhr vormittags: Ver
faſſungsentwurf.

Schluß 2 Uhr.

Bürger und Gemeindewahlrecht
Preußenparlament

Berlin, 15. Juli.
Präſident Leinert eröffnet die Sitzung um 1 Uhr 25 Min.
Nach Erledigung einiger kleiner Anfragen wird der Geſetz-

entwurf über das Bürger- und Gemeinderecht der
Frauen in zweiter und dritter Leſung angenommen. Darauf
wird die zweite Leſung des Etats des Miniſteriums des
Jn nern fortgeſetzt.

Abg. Dr. Weyl (U. S.) fürchtet, daß bei der jetzigen Stell
ungnahme des Miniſteriums des Jnnern alle kommunalen Ar-
beiterräte über kurg oder lang abgewürgt werden würden.

Abg. Hauſchild (Soz.)y: Die Magiſtrate müſſen be
S werden. Solange das nicht geſchehen iſt, kann von

Einführung der Demokratiſierung und des parla-
mentariſchen Syſtems in den Gemeinden nicht die
Rede ſein. Der r n ſoll die Regierungnur im äußerſten Notfall anwenden. Aber entbehren
kann ſie ihn nicht.

Abg. Schmedding (Ztr.) Die Vorlage für die Erwei-
terung der Rechte der Provinzen iſt in ihren Grund
lagen zu begrüßen. Es muß aber auch das Selbſtverwal
tungs recht Gemeinden noch weiter ausgebaut werden.
Berechtigt iſt der Wunſch der unmittelbaren Wahl der
Bürgermeiſter durch die Gemeinde. Ein Apia für die
Aufrechterhaltung der Arbeiter und Soldaten-
vwäte iſt nicht mehr vorhanden.

Abgeordneter Dr. Kardorff (Deutſchnational):
Nach den Zeitungsmeldungen ſcheint die Regierung Wege

hen zu wollen, die ſchließlich zum Ver fall des preußi
chen Staates führen können. Wir haben dazu zu er-
ären, daß die deuiſch nationale Fraktion die in

einigen Provinzen auftretenden Separatbeſtrebungen
verurteilt, daß ſie der Ueberzeugung iſt, daß ein ſtarkes und
ungeteiltes Preußen für den Fortbeſtand des
Deutſchen Reiches unerläßlich iſt und daß die Schaffung
eines deutſchen Einheitsſtagates nur als allerletzter Ausweg angeſehen werden darf, um das Zurück

Deutſchlands in die frühere Ohnmacht zu verhin-
dern. Es will uns vorkommen, daß in dieſer Frage von den
entſcheidenden Jnſtanzen überſtürzt gehandelt wird,
gie wenn hinter den Kuliſſen Abmachungen ſtattfinden,
d gegen bie Grundlage des preußiſchen Staates
wenden, als wenn über parteipolitiſche Intereſſen Experi-
menke angebahnt wardan, die das Geſamti ntereſſe

ſehr ſchädigen könnten. Die Regierung lebt von der Hand in
den Mund. Durch Konzeſſionen glaubt ſie die Schwierig-
keiten aus dem Weg zu räumen, aber der Staat iſt kein Bau
kaſten, den man beliebig auseinandernehmen und zuſammen
ſetzen kann. Der Staat iſt etwas hiſtoriſch und organiſch Ge
wordenes. Es ſind Angriffe gegen das alte Syſtem
auch heute erhoben worden. Daß der Regierung Männer aus
beſtimmten Kreiſen angehört haben, iſt nicht zu beſtreiten, ebenſo-
wenig aber auch, daß ihre Qualität keine ſchlechte
war, daß ſie den Vergleich mit den Leuten von heute wohl aus
halten können. (Unruhe links.) Herr von Trott zu Solz,
ein ſehr konſervativer Mann, iſt vielleicht der bedeutendſte
Kultusminiſter Preußens geweſen. pruchund Unruhe links.) Die Landräte haben ſicher ſehr gutes
geleiſtet und ſind auch in politiſcher Hinſicht Vertrauens
männer weiteſter Volkskreiſe. (Fortdauernder Widerſpruch
links.) Auch der Liberalismus iſt im alten Syſtem
bis zu einem gewiſſen Grade zu ſeinem Rechte gekommen.
Männer wie der Präſident Wilſon in ſeinem Buhe
vom Staate und Guſtav Hans Schmoller haben
die Verdienſte auf dem Gebiete der Verwaltungsorganiſation rückhaltlos anerkannt. Dem Geſetzentwurf über
GroßBerlin ſtehen wir mit den ärgſten Bedenken gegenüber.
Wir beſorgen, daß das neue Berlin ein Waſſerkopf werden wird.
Bei der Verwaltungsreform iſt auf die Erhaltung eines ein
heitlichen Staatsbeamtentums der größte Wert zu legen. Für
eine Stärkung der ſtädtiſchen Selbſtverwaltung treten wir ein
und geben der Magiſtratsverfaſſung vor der Bürgermeiſterei-
verfaſſung den Vorzug. Die ſtädtiſche Polizeiverwaltung ſoll
da, wo ſie beſteht, beibehalten bleiben. Nach der Annahme der
neuen Verfaſſung verlangen wir Neuwahlen. Wir ſehnen
uns danach, wir fürchten uns nicht davor (lebhafte Zurufe
links), nicht aus parteipolitiſchen Rückſichten, ſondern weil es
dem Weſen dieſer konſtituierten Verſammlung entſpricht, daß ſie
nach Erfüllung ihrer Aufgabe ihr Mandat in die Hände des
Volkes zurücklegt. Eine Wahlſtatiſtik fehlt immer noch. Muß
der Friedensvertrag auch der Landesverſammlung zur Rati-
fizierung vorgelegt werden? Der Ton, den die Regierung
gegen uns und gegen die Oppoſition überhaupt anſchlägt, iſt
peinlich Wir halten nach wie vor ein

Zweikammerſyſtem
zum Funktionieren der parlamentariſchen MWa

ſchine. Der Regierung ſtehen wir mit ſtärkſtem Mißtrauen
egenüber. An ihren Früchten ſollt ihr ſie erkennen. SehenSe ſich die Früchte dieſer Regierung an. (Sehr gut! rechts.)

Sieht die Regierung dieſe Mißſtände nicht? Warum greift
ſie dann nicht ein? Berlin iſt maßgebend für die Beurteil

für notwendig

ung

deutſcher Verhält uſſe durch das Ausland.
nicht Ruhe und Ordnung herrſchen, wird das Ausland kein
Vertrauen zu uns faſſen. (Sehr richtig! rechts.) Die Art der
e rlenerpengungen fordert zur ſchärfſten Kritik heraus. Jn

ubig iſt ein Landrat ernannt worden, der unter der An
age des Betruges von 43 000 Mark ſteht, 24 Prozeſſe auf dem

Halſe hat, keine berufliche Ausbildung beſitzt und nicht das
Vertrauen der Kreiseingeſeſſenen hat. (Hört! hört! rechts.
Jſt das etwa wohl früher einmal vorgekommen? (Zurufeünks: Hammerſtein.) Alle Regierungsparteien ſind für dieſe
Zuſtände verantwortlich. Sozial demokratiſche Ge
ſinnung ſind kein Erſatz für Kenntnis und Fähigkeit. Auf
das Niveau der Angriffe des Vorredners gegen die Rechts
preſſe gehe ich nicht ein. Er iſt ſelbſt Redakteur und offen-
bar ſachverſtändig für die Beurteilung einer unanſtändigen
Preſſe. (Unruhe links.) Hinſichtlich der Arbeiterräte ver
weiſe ich auf das Urteil Scheidemann s. (Sehr gut!
rechts.) Der Flüchtlinge aus dem Oſten muß ſich die Re
n nachdrücklich annehmen. Wir werden von allen Seiten
ekämpft. Viel Feind, viel Ehr. Auf die Dauer wird man das

Volk über den Charakter unſerer Partei nicht täuſchen.
Wir werden unſeren Kampf mit lauteren und anſtändigen
Waffen fortſetzen. Unſer Kampf iſt Dienſt für das
Vaterland. Wir ſind nicht für alle Zeiten erledigt, wir
arbeiten vielmehr und verzweifeln nicht. Wir haben die Hoff
nung, daß der Tag wiederkommen wird, wo wir zu poſitiver
Mitarbeit zum Segen unſeres Volkes mitberufen ſein werden.
Lebhafter Beifall rechts, Lachen links.)

Unterſtaatsſekretär Dr. Preuß: Natürlich legt die Regie-
rung den größten Wert darauf, daß keine Uübſplitte-
rungen von Preußen erfolgen. Eine beſondere
Ratifizierung des Friedensvertrages durch Preußen
wird nicht ſtattfinden.

Abg. Dominicus (Dem.): Die Grundſätze, die der Miniſter
für die Beamtenguswahl aufgeſtellt hat, halten auch
wir im weſentlichen für richtig. Zu überlegen wird es ſein, wie
lange noch die Arbeitsloſenunterſtützung, ſchon aus rein fing n
ziellen Rückſichten, aufrechterhalten werden kann.
Sollte es in dieſer Zeit nicht angebracht ſein, einen allgemeinen
Arbeitszwang einzuführen?

Mittwoch 12 Uhr: Fortſetzung. Vorher Warenhaus-
ſteuernovelle und anderes.Schluß 534 Uhr.

So lange in Verlin

Die Opfer von Scapa-Slow
Berlin, 15. Juli. (Amtlich.)

Durch die völkerrechtswidrige unmenſchliche Beſchießung
der wehrloſen Beſatzung der deutſchen Rettungsboote bei der
Verſenkung der Kriegsſchiffe in Scapa Flow
haben nach den bisherigen Ermittelungen außer dem Korvetten
kapitän Schumann noch ihr Leben verloren: Torpedo-
Maſchiniſt Wilhelm Markgraf und die Torpedo-Ober-
maſchiniſtenmaate Friedrich Becke und Guſtav Pank-
rath. Alle drei gehörten zur Beſatzung des TorpedobootesV 125. Eine endgültige Feſtſtellung der Zaht und
Namen der Getöteten ſowie der Verwundeten hat ſich w
Ausbleibens einer engliſchen Antwort auf eine am 29. Juni
deutſcherſeits ergangene amtliche Anfrage trotz aller Bemü-
hungen noch nicht ermöglichen laſſen. Die geretteten Beſatz-
ungen ſind vermutlich in den Gefangenenlagern in Oſweſtry
(bei Shrewsbury) und Wakefield (bei Hull) interniert.

5ur Kbſtimmung in Schleswig
Kopenhagen, 15. Juli.

Jn Dänemark wohnen, wie „Sogzialdemokraten“ meldet,gegen 10000 Nordſchleswi er, die der bevorſtehenden Volksabſtimmung in Nordſchleswig das Stimm-
recht haben. Um dieſen Nordſchleswigern Gelegenheit zu geben,
ihre Stimme abzugeben, wird ihnen deutſcherſeits freie Reiſe
nach Nordſchleswig zugeſtanden werden.

Deutſche Pläne im Oſten
Königsberg, 15. Juli.

Die der kivländiſchen Regierung naheſtehende Zeitung
„Latwikaſarg“ glaubt die aufſehenerregende Mitteilung machen
zu können, daß die Landeswehr und die eiſerne Diviſion einen
Anſchlag gegen die lettiſche Regierung planen.
Jn Mitau fänden ganze Nächte hindurch geheime Sitzungen ſtatt
unter dem Vorſitz des Barons von Manteuffel. einer
dieſer Verſammlungen ſei beſchloſſen worden, daß die Deutſchen
Lettland nicht verlaſſen und neue Kräfte aus Deutſch
land herangezogen würden, um Riga anzugreifen. Jn
Mitau ſollen tatſächlich jede Nacht Soldaten und Artillerie aus
Deutſchland eintreffen. Das Werbebüro der Landeswehr ſoll
von den Reichsdeutſchen förmlich belagert werden. Die aus
Deutſchland eingetroffenen ruſſiſchen Regimenter hätten mit
den Deutſchen einen Geheimvertrag abgeſchloſſen. Täg-
lich würden in Mitau zwiſchen Ruſſen und Deutſchen gemein
ſame Mahlzeiten veranſtaltet, bei denen die ruſſiſche und deutſche
Nationalhhymne geſungen würde. Der ehemalige lettländiſche
Miniſterpräſident Neodra ſoll einen Paß nach Deutſch
land erhalten haben.

Die Meldung iſt ſo tendengiös, daß ſie nur mit der äußerſten
Vorſicht aufzunehmen iſt.

Italiens äußere und innere Notlage
Rom, 165. Juli.

Nitti ſprach in der Kammer über die auswärtige
Politik und billigte die Ausführungen Tittonis. Ueber
die Ergebniſſe der Pariſer Konfereng erklärte er, daß die Re-
gierung alles tun werde, um gegen Umtriebe zur Tren-
nung der Alliierten zu kämpfen. Sie werde, wenn nötig,
gegen die Preſſe mit den ſchärfſten Mitteln vorgehen. Von dem
geplanten Streik am 20. und 21. Juli ſagte Nitti, die italieni
ſchen Arbeiter hätten dazu am wenigſten Anlaß, da ſich Ftalien
weder gegen Ungarn noch gegen Rußland tiatkräftig be
teiligt habe. Es ſeien alle Maßnahmen getroffen, um
eventuell Unruhen im Keime zu erſticken.

Der italieniſche Transportminiſter entwickelte in
der geſtrigen Sitzung der Kammer ein außerordentlich düſteres
Bild von der Lage des Transportweſens. Er erwähnte
die furchtbare Kohle nknappheit in Jtalien. Kohlen
kämen nur noch aus England und Amerika. Die mo-
natliche Zufuhr reiche zurzeit nicht einmal zur Deckung des
Bedarfs der Eiſenbahnen. Dabei müſſe man be-
fürchten, daß es voch weniger oerde. Jtalien brauche heute
13 Millionen Tonnen Kohlen, während es vor dem Kriege mit
11 ausgekommen ſei. Angeſichts dieſer Lage werde die Re
gierung den Bau von großen elektriſchen Ueberlandzen-
tralen und die Elektriſierung der Haupt-bahnen auf jede Weiſe unterſtützen. Nicht viel beſſer ſtehe
es mit dem Bahnmaterial. Der Bau neuer Bahnlinien
werde durch den Mangel an Rohmaterial und
Arbeitsekräften ſehr erſchwert. Die Staatsbahn hätte im
letzten Rechnungsjahr mit einem Defizi von 540 Milli--
nen gearbeiet. Genau ſo beängſtigend ſei die Lage der
Handelsſchiffahrt. Vor dem Kriege habe Ftalien gegen
18 Millionen Tonnen Waren ausgeführt und über rund
2 Millionen Tonnen Schiffsraum verfügt. Heute, nachdem es
mehr als die Hälfte ſeiner Tonnage verlorenhabe, zahle es gegen 2 Millionen Schiffsmiete an das Ausland.

Wie der „Corriere della Sera“ ſich von ſeinem römiſchen Mit
arbeiter melden läßt, hat dieſe Rede im ſchwere
Beunruhigung hervorgerufen
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gtärkere Oppoſition der Deutſchen Volks-
partei in der Nationalverſammlung
Der vollsparteiliche Abg. Dr. Mittelmann ſchreibt in

der „Nall. Korreſp.:
Die Oppoſition der Deutſchen Volkspartei war niemals

geinlich. Eine Politik der Nadelſtiche und der Verärgerung
lehnen wir ab.

Dies hindert jedoch nicht, daß dieſe Oppoſition auch nach
außen hin demnächſt noch ſchärfer in Erſcheinung
jreten wird als bisher, wo der Nationalver
ammlung infolge der Friedensverhandlun-

gen eine gewiſſe Zurückhaltung auferlegt war.
Der Friode iſt jetzt geſchloſſen. Mit dem heutigen Tage, an dem

Frieden von der Nationalverſammlung ratifiziert wurde, hatder
das alte Deutſche Reich aufgehört zu beſtehen, und an Stelle des

zen Vaues Bismarcks liegt ein wüſter Trümmer-
haufan vor uns, in dem es zunächſt Ordnung zu ſchaffen und
einen neuen Bau aufzuführen gilt. Und da wird die Deutſche
volkspartei mit der nationalen Vegeiſterung, die ihr inne
wohnt, rückſichtslos dazwiſchenfahren, wenn die
Art des Aufbaues genau ſo leichtfertig und
gewiſſenlos ſein ſollte, wie es das Nieder
reißen am 9. November und in der darauffol-
gen den „glorveichen“ Zeit war. Glorreiche Errungenſchaften
der Revölution ſind uns nicht bekannt, und wir werden dies
chonungslos in der Nationalverſammlung

ausſprechen und unſeren tiefſten Schmerz und
unſere ehrlichſte Entrüſtung darüber zum Aus
druck bri ngen, daß auf der Vank, auf der einſt ein Bis
mar geſeſſen, teilweiſe geiſtige Jmpotenzen ſich breit machen, die
wohl in der Lage ſind, in ſozialdemokratiſchen oder Zentrums
verſammlungen Wahlreden zu halten, denen es in der Mehrzahl
aber abgeſprochen werden muß, an entſcheidender Stelle die Ge
ſhiche des deutſchen Volkes zu beeinfluſſen und zu leiten. Jch
habe perſönlich gegen Herrn Bauer, der ein geſchickter und um

ſichtiger Gewerkſchaftsbeanrter geweſen iſt, wahrlich nicht das ge
ringſte, aber der Gedanke, in ihm den Nachfolger Bis-
marcks vor Augen zu haben, wirkt nieder
ſchmetternd und vernichtend. Und wohin führt es,wenn ſolche Männer an die erſten Stellen berufen werden Daß
andere, die in perſönlicher Hinſicht ihnen nicht das Waſſer
reichen KWnnen, die aber geiſtig gewandter ſind, tatſächlich die
Nacht ausüben. Und ſo iſt es ja ein offenes Geheimnis, daß das
Kabinett Bauer in Wirklichkeit ein Kabinett Erzberger iſt.
Und der Gedanke, daß dieſer Reichsverderber, dieſer Politiker,
gegen den nicht nur einmal, ſondern Hunderte von Malen in
breiteſſer Oeffentlichkeit der Vorwurf der Unwahrheit erhoben
worden iſt, ohne daß er ſich genötigt geſehen hätte, darauf auch
nur mit einer Silbe zu erwidern, jetzt das Reichsſchiff lenkt, das
er ſolber in den Abgrund hineingeſteugrt hat, muß jedem die
Röte des Zorns und der Scham in das Geſicht treiben.

Ein Kabinett Erzberger iſt für das deutſche Volk un er
träglich, und ſchon allein aus dieſem Grunde, wenn nicht
noch hundert andere dafür ſprächen, muß in allerſchärfſter Form
Oppoſition getrieben werden, andernfalls machen wir ung eines
Verbrechens gegen das Vaterland ſchuldig.

Erzberger, Helfferich, Bethmänn Hollweg
Zwiſchen den Herren Helfferich und Erzberger hatte

ſich bekanntlich ein erbitterter Streit ausgefochten. Die
„Deutſche Allgemeine Zeitung“ behauptet in einer Ver-
teidigung Erzbergers, deſſen Tätigkeit zur Herbeiführung
der Julireſolution von 1917 ſei nach eingehender Rück-
ſprache mit dem Reichskanzler v. Bethmann Hollweg er
folgt, der ſie als Kampfmittel gegen die Alldeutſchen ge-
billig hätte. Dieſe Behauptung des Reichs
miniſters Erzberger widerſpricht, wie dem
„Berliner Politiſchen Tagesdienſt“ von wohlunterrichteter
parlamentariſcher Seite mitgeteilt wird und wie auch aus
einer Schilderung Helfferichs hervorgeht, durchaus den
Tatſachen mindeſtens nach der eigenen Dar-
ſtellung, die der Abgeordnete Erzbergerim Jahre 1917 ſelbſt von Dingen gegeben
hat. Jn Verhandlungen mit Mitgliedern der national-
liberalen Fraktion hat Herr Erzberger damals verſucht,
deren Zuſtimmung zu dieſer Reſolution dadurch zu ge-
winnen, daß er der bekanntlich bethmanngegneriſchen Frak-
tion mitteilte, die Annahme dieſer Reſolution
ſei das beſte Mittel zum Sturze Bethmanns,
da dieſer unmöglich dem Wortlaut der Reſolution zuſtim-
men könne. Ebenſo erklärte Herr Erzberger damals

(Nachdruck verboten.)

Das grüne Kuverk
24] Erzählung von Otfried von Hanſtein.

Er ſtürzte ihr entgegen, dann aber ſchien ihn eine
Schwäche zu überwältigen, er ſank vor ihr auf die Erde und
umfaßte ihre Knie, während ein ſchluchzendes Aufſtöhnen
aus ſeiner Bruſt kam.

„Arnold, mein lieber Arnold, ſteh auf. Komm, wenn
du mich lieb haſt, nimm dich zuſammen.

Sie hob ihn auf und er legte ganz ſchüchtern den Arm
um ihre Schultern, während ſie ihn zu einem Stuhl führte.
c chen. wie iſt es möglich, daß du noch zu mir

mmſt?“
„Wer ſoll denn zu dir halten, wenn nicht ich? Haſt du

das nicht gewußt? Und nun kkomm.“ Jetzt kniete ſie vor
dem Sitzenden und ſah ihm ins Auge „Nun ſchau mich an
und ſage mir das eine, was ich wiſſen will aber nicht
wahr, wenn ich dich frage, dann kannſt du nicht lügen
haſt du das Schreckliche getan

„Nein, Gretchen, nein, ich habe es nicht getan.
„Mußt nicht denken, daß ich dich verlaſſe, wenn du es

getan haſt. Nun muß ich ja zu dir halten. Ich weiß ja auch,
für dich hätteſt du es nie tun können. Nur vielleicht um
dich loszukaufen von jener anderen

„Gretchen, das weißt du auch und kommſt doch?“
„Sprich jetzt nicht von mir. Um alles in der Welt

willen, bei allem, was dir heilig iſt, bitte ich dich, nimm den
Zweifel von meiner Bruſt.

„Jch ſchwöre es dir, Gretchen. Bei dem Leben deiner
armen kranken Mutter, ſo gewiß ich dich immer geliebt habe,
ſo gewiß, wie ich mich ſelbſt verachtete, als ich ſo ſchwach war,
daß ich laß mich nicht davon reden aber nein meine

nd iſt rein ich habemich nicht an dem Eigentum des
mmerzienrats vergriffen.“

Dann aber fuhr er auf.
„Wenigſtengs nicht bei Bewußtſein wenigſtens nicht
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öffentlich, der Reichskanzler habe ihn nach ſeiner Rede im
Hauptausſchuß mit den Worten empfangen: „Sie haben
mich ja überfallen wie Zieten aus dem Buſch!“ Zu
dieſer Darſtellung, die der Herr Abgeordnete Erz-
berger im Juli 1917 gab, ſtimmt das ſehr wenig, was der
Herr Reichsminiſter Erzberger im Juli 1919 wahr-
haben möchte, daß er nämlich dieſe Aktion, die er
zum Sturze des Reichskanzlers benutzte, „im Ein
verſtändnis“ mit eben dieſem Reichskanzler gemacht
hätte. Es iſt nicht das erſtemal, daß Herr Erzberger in
voller Oeffentlichkeit beſchuldigt wird, die Unwahrheit
geſagt zu haben. Herrn Erzbergers Dickfelligkeit iſt ſo
groß, daß man ihm die ſchwerſten Beleidigungen an den
Kopf werfen kann, ehe er reagiert.

Aus dem Haushaltsausſchuß
In der geſtrigen Sitzung des ſtädtiſchen Haushaltsausſchuſſes

wurde zunächſt über den Etat des Gaswerkes beraten. Die
Geſamteinnahmen ſind auf 5 197 700 Mark veranſchlagt, das ſind
2 275 200 Mark mehr als im Vorjahre. An Mehrausgaben er
fordern die Betriebsanlagen 208 800 Mark,
1 790 800 Mark. Ferner iſt eine außerordentliche Abſ-hreibung
in Höhe von 100 000 Mark vorgeſehen. Der Etat wurde ange
nommen.

Eine längere Debakke entſpann ſich bei der Erledigung des
Haushaltsplanes des Alters- und Pflegeheims. Hier
wurde vor allem die Höhe des Verpflegungsſatzes von 90 Pfg.
bemängelt. Schließlich wurde der Etat, der in Einnahme und
Ausgabe mit 113 000 Mark abſchließt, genehmigt mit dem
Wunſche, daß in Zukunft eine beſſere Verpflegung ermöglicht
wird. Auch der Haushaltsplan der Straßenbahn, der
eine Mehreinnahme von 3 203 580 Mark aufweiſt, wurde nach
längerer Ausſprache angenommen. Es wurde der Wunſch ge
äußert, daß ſich der Arbeitgeberverhand für das Transport-
gewerbe der Stadt anſchließt. Des weiteren wurden die Klein
geldhamſterei, die geringe Benutzung der Fahrſcheinheſte, der
Mangel an Anhängewagen und ſonſtige Vetriebsmängel gerügt.
Alsdann wurde das Kapitel „Allgemeine Verwaltung“ erörtert,
das einen Geſamtzuſchuß von 4127 000 Mark, mithin 2 872 527
Mark mehr als im Vorjahre, erfordert. Die veranſchlagte
Summe für Renten und außerordentliche Unterſtützungen an
nicht penſionsberechtigte ſtädtiſche Bedienſtete und deren Familien

wurde um 7000 Mark erhöht und der Etat in dieſer
Form angenommen. Die Haushaltspläne der Straßen
beleuchtung, der eine Mehreinnahme von 82 705 Mark auf-
weiſt, der Theodor-Schmidt- Stiftung und des
Kirchen weſens wurden einſtimmig genehmigt.

T -—S*—

Die Kohlenverſorgung
Jn den nächſten Tagen werden wieder neue Kohlenkarten

ausgegeben, und zwar die vierte Ausgabe; es ſei daher kurz auf
die Art der Verteilung noch einmal hingewieſen. Nach der Ver
ordnung des Magiſtrats vom 24. April 1919 ſollen Haushaltungen
bis zu 8 Perſonen 15 Zentner, von 4—-7 Perſonen 20 Zentner
und darüber hinaus 25 Zentner Kochkohle, außerdem bei
1-2 Räumen 10 Zentner, bei 3--5 Räumen 15 Zentner und bei
mehr Räumen 15 Zentner Heizkohle erhalten (die Küche wirv
hierbei nicht mitgerechnet). Ob dieſe Mengen wirklich geliefert
werden können, läßt ſich jetzt noch nicht überſehen. Nach der hie
ſigen Uebung werden nun für jeden Monat diejenigen Abſchnitte
der jeweilig geltenden Kohlenkarte aufgerufen, die für die Ab-
holung im Kleinverkauf gelten; auf dieſe Abſchnitte haben alle
Kohlenhändler ohne Rückſicht auf ſonſtigen Bedarf aller Art vor
weg Kohle abzugeben, im Eingelfall brauchen ſie allerdings nicht
mehr als einen halben Zentner auf einmal zu liefern. Bis jetzt
ſind die Abſchnitte 1--10 der grünen (erſten) Kohlenkarte für
Kochkohle gufgerufen worden. Jm Monat Auguſt wird die zweite
Kochkohlenkarte (gelbrot), 4. Ausgabe mit den Abſchnitten 1-8,
begonnen werden; dieſe Karte muß bis Ende November reichen.
Im Oktober wird mit der bereits ausgegebenen blauem (zweiten)
Kohlenkarte (Heizkohle) begonnen werden, die bis Ende Januar
laufen wird. Je eine weitere Koch und Heizkohlenkarte wird
dann für die letzten Monate bis zum 80. April 1920 gelten. Das
ſind die Mindeſtmengen für kleine Haushaltungen und kleine

mit meinem geſunden Menſchenverſtand. Sie haben mir ja
den Film gezeigt. Jch bin ja in der Bank geweſen und
weiß doch, daß ich zu derſelben Zeit wo anders war. Gret-
chen, Gretchen ich glaube, ich habe meinen Verſtand ver
loren.“

Er brach vollkommen zuſammen und weinte vor ſich hin.
Erſchüttert ſuchte Gretchen ihn zu tröſten. Schlüter miſchte
ſich ein.„Jch glaube, liebes Fräulein, es iſt am beſten, De
brechen das Geſpräch jetzt ab. Er hat einen Nerven-
zuſammenbruch, der ſich ja in verſchiedener Weiſe gut er-
klären läßt.

Der Unterſuchungsrichter war aufgeſtanden.
„Bringen Sie ihn in ſeine Zelle und benachrichtigen

3 den Anſtaltsarzt, daß er ihm ein Beruhigungspulver
gibt.“

Arnold weinte noch immer vor ſich hin, nahm aber von
Gretchen keine Notiz mehr, er ſchien vollkommen geiſtesab-
weſend.

„Schrecklich! Schrecklich!“
Sie preßte die Hand vor den Mund um nicht laut auf

zuſchreien. Der Landgerichtsrat trat auf ſie zu.
„Mein liebes Fräulein, es tut mir leid, daß Sie Zeugin

dieſer Szene waren
t e ſie pedteiiſte ſchon gelgbt. und ſchaute den Richter

mit ihren großen aurigen Augen an.
„Herr Landgerichsrat, glauben Sie, daß er ſchuldig iſt?“
„Jch gebe Jhnen zu, daß es ſchwer iſt, daran zu glauben,

aber die Beweiſe
„Jch fürchte, Herr Landgerichtsrat
„Ja, ja, lieber Schlüter, ich weiß, wo Sie hinaus wollen

das „Unterbewußtſein“. Mag ſein, daß Sie diesmal
recht haben. Jedenfalls werden wir zunächſt alles aufzu
bieten haben, um die beiden Podieskis zu bekommen. Mein
Fräulein, ſoll ich Jhnen einen Wagen holen laſſen?“

„Jch danke für Jhre Liebenswürdigkeit, HerrU agerichtsrat, aber ich nehme die Elektriſche. Aber
eine Bitte.“

der Betrieb ſelbſt

Wohnungen (15-10 Zentner). Für größere Haushaltungen und
größere Wohnungen gibt es ferner für die oben erwähnten Mehr-
mengen von je 5—10 Zentner beſondere Karten, deren Abſchnitte
gleichzeitig mit den Grundkartenabſchnitten aufgerufen werden.
Beiſpielsweiſe iſt für Haushalungen mit mehr als 7 Perſonen
bereits eine ſolche Karte (3. Ausgabe, braun) ausgegeben worden,
deren erſter Abſchnitt gleichzeitig mit den drei erſten Abſchnitten
der neu auszugebenden gelbrozen Kohlenkarte aufgerufen werden
wird; in dieſer Weiſe erhalten die Familien, denen zum Bei-
ſpiel wegen ihrer größeren Kopfzahl mehr Kohle zugeteilt worden
iſt, immer eine beſondere Karte, die den kleineren Familien fehlt,
die aber nicht hinter den anderen Karten hergeht, ſondern gleich
zeitig gilt, wie ſie nach der jeweils zu erlaſſenden Bekanntmachung
aufgerufen wird.

Hoffentlich wird es möglich ſein, dieſen genau ausgearbeite-
ten, den wirklichen Bedürfniſſen wenigſtens nach Möglichkeit
Rechnung tragenden Plan auch durchzuführen. Dazu iſt es aller
dings nötig, daß die Kohlenzufuhr nach Halle beſſer wird als ſeit
her. Sollte das nicht der Fall ſein, ſo läßt es dieſer Plan ohne
weiteres zu, beiſpielsweiſe die Heizkohle für größere Wohnungen
zu ſperren und nur die Grundmengen zu verteilen. Jedenfalls
wird es gut ſein, wenn ſich jedermann darauf gefaßt macht, daß
die vorgeſehenen Mengen nicht geliefert werden.
Beſonders diejenigen, die ſich Kohle von der Grube holen laſſen,
müſſen damit rechnen, daß ſie außer dieſen 20 Zentnern über-
haupt nichts mehr bekommen, und tun gut, ſich mit Holz oder
Torf zu behelfen. (Die hier als Torf bezeichneten Naßpreßſteine
ſind kein Torf, ſondern Braunkohle wie die Briketts auch, nur
nicht trocken wie die Briketts, ſondern in naſſer Miſchung gepreßt;
daher richtige Bezeichnung Naßpreßſteineſ. Hol z und richtiger
Torf (Stichtorf) ſind bezugsſcheinfrei.

Einigung in der Angeſtellten Bewegung
Nachdem die Arbeitgeber in ihrer Sitzung am Montag be

ſchloſſen hatten, den Angeſtellten in der Gehaltsfrage weitere
Zugeſtändniſſe zu machen, iſt es im Laufe des geſtrigen
Tages in gemeinſamer Beratung mit den Vertretern der An
geſtellten zu einer Einigung in den weſentlichſten Punkten
gekommen. Die geforderten Gehälter bis zu 400 Mark ſollen
gezahlt werden, über die Gehälter über 400 M. wurde bei Re
daktionsſchluß noch verhandelt, doch erhofft man auch hier eine
befriedigendes Ergebnis. Vor dem Handelskammergebäude, wo
die Verhandlungen ſtattfanden, verſammelten ſich die Ange
ſtellten zu mehreren Hunderten und warteten auf das Ergeb-

nis, das gegen 9 Uhr verkündet wurde.

Die neuen Brotpreiſe.
Auf Grund der g8 58—61 der Reichsgetreideordnung für die

Ernte 1918 vom 29. Mai 1918 (R. G. Bl. S. 435) wird vom
Magiſtrat für den Stadtkreis Halle folgendes angeordnet:

Die Höchſtpreiſe im Artikel 2 der III. Nachtragsverordnung
vom 31. März 1919 werden wie folgt feſtgeſetzt: Roggenbrot:
1,18 M. für 2000 Gramm, 0,89 M. für 1500 Gramm, 0,061 M.
für 75 Gramm. Weißbrot: 0,0734 M. für 75 Gramm.
Roggenſchrotbrot: 1,18 M. für 2000 Gramm, 0,59 M. für
1000 Gramm. Weizenſchrotbrot: 1,28 M. für 1800
Gramm, 0,64 M. für 900 Gramm, 0,32 M. für 450 Gramm.
Hefenb rot aus Roggen und Weizenmehl: 1,28 M. für 2000
Gramm, 0,64 M. für 1000 Gramm. Brot aus Weizen-
Auszugsmehl: 1,58 M. für 1800 Gramm, 0,79 M. für
900 Gramm, 0,40 M. für 450 Gramm. Zwieback: 0,85 M.
für 450 Gramm.Dieſer Nachtrag tritt am 18. Juli 1919 in Kraft.

Deutſcher Schutzbund. Unter dem Eindruck der Friedens
bedingungen von Verſailles hat ſich ein Deutſcher Schutz
bund für die Grenze und Auslanddeutſchen ge
bildet. Ohne Rückſicht auf Partei, Religions und Klaſſenunter-
Se ſoll er die Vereine und Körperſchaften der bedrohten

renzgebiete und der Auslanddeutſchen der ganzen Welt um-
faſſen. Das heißt vor allem auch die Verbände der Oeſterreicher
und diejenigen Deutſchen, die als Bürger fremder Staaten in
den verſchiedenen Ländern anſäſſig ſind. Eingzelperſonen nimmt
er als Mitglieder nicht auf, weiſt ihnen aber die für ſie in Be
tracht kommenden Vereine nach. Der Deutſche Schutzbund tritt
für Das Recht unbeeinflußter Selbſtbeſtimmung und für inter
nationale Minderheitsſchutzgebiete ein, welche die Freiheit in
Dingen des Glaubens, der Sprache und Schule ſichern und eine,
den jeweiligen Verhältniſſen entſprechende Selbſtverwaltung ge
währleiſten. Er will die bisher zerſplitterten Einzelbeſtrebuagen
zuſammenfaſſen, dadurch Kräfte und Mittel ſparen, um Ziele zu
verwirklichen, zu deren Erreichung die Kraft der einzelnen Kör-
perſchaft nicht ausreicht. Alle in Frage kommenden Körperſchaf-
den und Vereine werden gebeten, ſich mit dem Deutſchen Schutz
bunde (Geſchäftsſtelle: Charlottenburg, Faſanenſtraße 18 II) in
Verbindung zu ſetzen.

Eine bodenloſe Gemeinheit. Beim letzten Truvp heim
kehrender deutſcher Zivilkriegsgefangener aus China, der unſeren

„Wenn ich ſie erfüllen kann und darf?“
„Jch muß morgen früh einen Rechtsanwalt ſuchen, der

meinen Verlobten verteidigt, und ich weiß doch in ſolchen
Dingen nicht Beſcheid.“

Der Unterſuchungsrichter ſah Schlüter an.
„Nun ich denke, ich darf Jhnen da einen Rat geben.

Vielleicht wenden Sie ſich an Rechtsanwalt Dr. Stefan Wal
ter, Mohrenſtraße 10.“

Glühende Röte überzog des Mädchens Geſicht.
„Jſt das ein Herr, der ſich dafür intereſſiert, einen Un

ſchuldigen zu retten? Jch bin nicht reich.“
Kommiſſar Schlüter griff in ſeine Taſche.
„Bringen Sie ihm meine Karte, ich kenne ihn perſönlich,

und dann wird er Jhnen ſchon raten.“
„Tauſend Dank.“
Mit ſchnellen, aber feſten Schritten eilte fie hinaus, und

über die leeren, hallenden Treppen und Korridore.
„LEin Prachtmädel, Herr Kommiſſar, und ein Herl, der

ein ſolches Mädchen zur Braut hat, läuft ſo einem Frauen
zimmer nach.“

„Wer weiß, wie das gekommen iſt, und es gibt auch Na
turen, die ſich erſt in ihrer wahren Größe entfalten, wenn
das Unglück an ſie rantritt. Aber nun gute Nacht, Herr
Landgerichtsrat. Schreiber erwartet mich auf dem Präſi
e d wollen die Steckbriefe noch hinter den Podieskis

erſenden.“
„Sie find auch unermüdlich. Jch glaube, Sie haben woch

nicht er e r ſind.“„Jagdfieber, Herr Landgerichtsrat, und ich ſaoffen, der Mann intereſſiert mich und tut mir ltid Wunn

Während der Unterſuchungsrichter in ſeine nahe bele-
gene Wohnung hinüberging und von ſeiner Gattin mit Vor
würfen wegen des gänzlich kalt gewordenen Abendeſſens

h h grare unter den wohlätigen Folgen des Morphiumpulvers ſchlief, langte Schlü-ter wieder auf dem Polizeipräſidium an. a

Sie inzwiſchen irgend erfahven,„Haben
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b Zaren We pe u m
n, noch unverſehrt. rſt immſteigen in Halle ſie, daß die n

ransvort von el bis e erbrochen und daß ihre wertvollſten Beſitzſtücke geraubt waren.
ticher Wehr w. Zorbed. Spende. Die Spende wächſt in erfreu
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eitere reichliche enden aort e p n Bankhaus Lehmann,
Keine Jnſeratenſteuer. Der Petitionsausſchuß der Natio-

nalverſammlung hat die aus Wählerkreiſen Vorſchläge
auf Einführung einer Jnſeratenſteuer verworfen weil dieſe
Steuer eine der unendlich zahlreichen möglichen Beſteuerungs
arten ſei und dieſe Steuer genau ſo gerechtfertigt ſei wie andere
Steuern auf Vorkommniſſe des täglichen Lebens. Vorgeſchlagen
war, von allen Jnſeraten eine Reichsſteuer von 10 Proz., bei
Luxus und Vergnügungsanzeigen 20 Proz. zu erheben.

Stellt nur heimiſche Arbeitskräfte ein; Das Wohnungs-
amt macht darauf aufmerkſam, daß Arbeitgeber, die Angeſtellte
und Arbeiter von auswärts berufen, Gefahr laufen, keine Woh
nungen für dieſe zu erhalten. Nach der Verordnung vom 26. Mai
1919 bedürfen neuabzuſchließende Mietverträge der Zuſtimmung
des Mieteinigungsamtes, die bei einem Zuzug von Auswärts in
der Regel verſagt wird. Die ohne Genehmigung des Miet
einigungsamtes abgeſchloſſenen Mietverträge ſind nichtig. Die
Arbeitgeber werden daher auf das dringendſte davor gewarnt,
neueinzvſtellende Arbeitnehmer von auswärts heranzuziehen, es
ſei denn, daß ſie ſelbſt Wohnungen für dieſe ſchaffen.

BVolksvotvrſchaſt.
elbdruck der mit einem verſehenen Original- Artikel und Original Meldungen des
voltés wirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quellenangabe Halleſche Zeitung geſtattet

Merſeburger Ueberlandbahnen-Akt.-Geſ.
Der uns erſt jetzt zugegangene Geſchäftsbericht der Ge

ſellſchaft für das erſte Betriebsjahr 1918 gibt eine kurze Ueber
ſicht über die Vorgänge der erſten fünf Vorbereitungsjahre. Ge-
gründet wurde das Unternehmen im April 1913 mit dem Sitz in
Merſeburg von der A. E. G. in Berlin in Gemeinſchaft mit der
Diskonto Geſellſchaft mit einem Grundkapital von 1,8 Millionen.
Sämtliche Aktien wurden zum Ausgabekurſe von 110 Proz. voll
eingezahlt. Ferner wurden von den Gründern 170 000 M. als
Verfügungsbeſtand bar hergegeben, ſo daß 1,6 Mill. M. für die
Erſtellung der Stammlinie Merſeburg Mücheln
verfügbar waren. Die landespolizeiliche Genehmigung gilt für
die Zeitdauer von 99 Jahren vom Tage der Jnbetriebnahme an.

Im Degember 1915 wurde die Erweiterung der Stammlinie durch
eine Zweiglinie von Frankleben nach Kayna genehmigt.
Jm November 1918 iſt die Genehmigung zum Bau und Betrieb
einer Zweiglinie von Merſeburg über Röſſen nach
Dürrenberg erteilt worden (ebenfalls auf 99 Jahre). Das
Enteignungsrecht für die Stammlinie wurde der Geſellſchaft
durch Erlaß im Auguſt verliehen. Soweit öffentliche Wege be
nutzt werden, ſind mit der Provingialverwaltung ſowie mit den
Gemeinden Verträge auf Kongeſſionsdauer abgeſchloſſen bis auf
die Weißenfelſer Straße in Merſeburg, für welche die Zuſtim-
mung der Stadt im Wege des Ergänzungsverfahrens herbei-
geführt werden mußte. Jm übrigen iſt für die Stammlinie der
Grund und Boden für den eigenen Bahnkörper käuflich erworben
worden. Verhandlungen, welche der Landeshauptmann der Pro-
vinz Sachſen mit den Gründern der Geſellſchaft wegen Mit
veteiligung an dem Ausbau eines Ueberlandbahnnetzes im Re
gierungsbezirk Merſeburg angeknüpft hatte, haben zur Ueber
nahme der bisher im Beſitze der Diskonto- Geſellſchaft befindlichen
Aktienanteile durch die Provinz und die beteiligten Kommunal-
verbände geführt. Ein zwiſchen dem Landeshauptmann und der
A. E. G. im Mai dieſes Jahres abgeſchloſſener Gemeinſchafts
vertrag regelt die wirtſchaftlichen und techniſchen Geſichtspunkte
für die Verwirklichung des geplanten Bahnnetzes. Wegen Ein
veziehung der Fernbahn Halle-Merſeburg in
das Unternehmen wurden im Berichtsjahr ebenfalls Verhand
lungen zwiſchen dem Provinzialverband und der A. E. G. ein
geleitet, die inzwiſchen zum Abſchluß eines Vertrages geführt
haben, nach welchem die Ueberlandbahn unter Beitritt des
Provinzialverbandes von Sachſen den Betrieb der HalleMerſe-
burger Bahn auf 25 Jahre pachtet. Ein Erwerbsrecht ſteht ihr
wach Ablauf von 14 Jahren zu. Der im März 1914 begonnene
Bau der Stammlinie mußte im Kriege wegen Enteignung des be
nötigten Leitungskupfers eingeſtellt werden, nachdem die Bahn
anlage bis auf die Stromzuleitung im weſentlichen fertiggeſtellt
war. Jm April 1917 gab die Heeresverwaltung die nötigſte
Kupfermenge frei, ſo daß Anfang Februar l1918 die
Geſamtanlage in Betrieb genommen werden konnte.
Die Betriebslänge der eingleiſigen Stammlinme beträgt
17,180 Kilometer, die Geſamteinfachleitung 34689
Meter. Den Betriebsſtrom liefert die Gewerkſchaft
Chriſtoph Friedrich als 15 000 Volt Drehſtrom. Der Betriebe-
bahnhof Frankleben enthält außer dem Kraftunterwerk
eine Wagenhalle mit Standgleiſen für 14 Wagen, Werkſtatts
und Betriebsräume. An Betriebs mittel ſind vorhanden
8 Trieb, 6 Anhänge, 1 Salz, 2 kleine Vau und 1 Turmwagen,
1 Schneepflug und eine fahrbare Leiter. Die Verlängerung
der Stammlinie von der Grenze in Mücheln bis zum
Oelberg mußte wegen örtlicher Schwierigkeiten zurück
geſtellt werden. Die Stadt Mücheln hat für dieſe Erweite-
rung einen Zuſchuß von 10 000 M. bewilligt. Mit der Badiſchen
Anilin- und Sodafabrik Leuna-Werke wurde ein Abkommen dahin
getroffen, daß der erſte Teil der Linie nach Dürrenberg,
nämlich die Strecke von der Weißenfelſer Straße in Merſeburg
bis zur Kolonie Röſſen, ſchnellſtens erſtellt wird, wobei die
Leuna-Werke die Mehrkoſten, welche gegenüber den Baukoſten
nach Friedenspreiſen zugzüglich 12 Proz. entſtehen, übernehmen.
Außerdem wird der Grund und Boden koſtenlos zur Verfügung
geſtellt. Der Bau wurde ſo beſchleunigt, daß im Februar 1919
der Betrieb aufgenommen werden konnte. Der Ausbau der

weiglinie Frankleben-Gr.-Kayna mußte infolge des
rieges zurückgeſtellt werden. Den Betrieb der

Bahn hat im Berichtsjahre die Elektriſche Straßenbahn Halle-
Merſeburg geführt. Mit Hilfe des Perſonals der Fernbahn
Halle Merſeburg und Zuhilfenahme von Frauen gelang es, den
Setrieb ohne jede Verzögerung voll aufzunehmen. Die Be
triebsLinie iſt in 7 Zahlteilſtrecken zerlegt. Der Grundpreis

15 Pfg. für eine Strecke 20 Pfg. für zwei, alsdann
gend um je 10 Pfg. bis zu 70 Pfg. die ganze Strecke. Die an
tende Steigerung der Betriebslöhne und Materialkoſten zwang

die Geſ den Tarif ab 1. April 1919 zu erA. a hrle iſt n n g betrug insgeſammt 487 422 Wagen

Kilometer. Der Stromverbrauch betrug 384 422 Kilowattſtunden Drehſtrom von 15 000 Volt Der r
entwickelte ſich äußerſt ſchnell und ſtetig. Die Geſammt
ſumme der Fahrgäſte betrug 1,98 Millionen bei einer
Reineinnahme von 494 810 Mark. Die Geſfamteinna hmen
beliefen ſich auf 496 856 Mark. Nach Abzug von 12 825 M. Verluſtvortrag, 180 218 M. Vetriebsausgaben, 87 000 M. Ruck
ſtellungen für Erneuerung, Kriegsgewinn und Talonſteuer und
nach 133 899 M. Abſchreibungen (davon allein 112 463 M. auf den
Verluſt durch die Kupferbeſchlagnahme und Wiederherſtellung der
enteigneten Kupfermaterialien), verbleibt ein Reingewinn
von 82 920 M., woraus 6 Proz. Dividende verteilt werden

Jn der Bilanz ſteht bei einem Aktienkapital von 1,3 Mill.
Mark der Reſervefonds mit 130 000 M., der Verfügungsbeſtand
mit 170 000 M. aufgeführt. Bei der A. E. G. wurde ein Darlehen
von 200 000 Mk. aufgenommen zur Deckung der Mehrkoſten
über den Koſtenvoranſchlag. Der Erneuerungsbeſtand enthält
70 000 M. und die Rücklage für Kriegsgewinnſteuer 15 000 M.
Den 36 184 M. Gläubigern ſtehen 296 725 Mk. Schuldner gegen
über, ſo daß die Bilanz einen flüſſigen Stand aufweiſt. Be
triebsſtoffe ſind mit 30 720 M. bewertet. Die Grundſtücke, Ge
bäude, Bahnkörper, Stromzuführung, Unterſtation, Wagen, Werk
ſtatt, Einrichtungen und Geräte ſtehen mit 1,67 Mill. M. zu Buch.

Die bereits am 19. Juni ſtattgefundene Generalverſammlung
hatte auch über die Kapitalerhöhung von 1,3 auf 8,5 Mill. M. zu
beſchließen, worüber aber noch kein Bericht vorliegt.

Induſtrie, Handel, Hanclwerk
Fuſion in der oberſchleſiſchen Zementinduſtrie. Die Port-

land-Zement- und Kalkwerke Akt.-Geſ. in Schimi-
ſchow (früher Schimiſchower Portland Zement-Fabrik) beruft
eine außerordentliche Generalverſammlung ein, die über die
Verſchmelzung mit der „Sileſia“ Neue Oppelner Port-
landZement-Fabrik beſchließen ſoll. Die Fuſion ſoll dergeſtalt
erfolgen, daß für das 2,5 Mill. Mk. betragende Grundkapital
der Sileſia ebenfalls 2,5 Mill. Mark neu auszugebende, vom
1. Januar 1919 ab dividendenberechtigte Aktien des Schimi-
ſchower Unternehnnens gewährt werden. Das Grundkapi-
tal der letztgenannten Gefellſchaft würde durch die vorzuneh
mende Kapitalerhöhung auf 5,4 Mill. Mark anwachſen. An
Dividende wurden in den letzten beiden Geſchäftsjahren von der
Schimiſchower Fabrik je 1 Proz. und von der Sileſiag 14 Proz.
bzw. 16 Proz. (8 Proz. Dividende und 8 Proz. Bonus) ausge
ſchüttet bzw. in Vorſchlag gebracht. Der Kurs der Aktien der
Schimiſchower Fabrik wurde an der geſtrigen Berliner Börſe
mit 172 Proz., der der Sileſia Akt.Geſ. mit 169 Proz. notiert.

Eine Außenhandelsnebenſtelle für Kleineiſenwaren und
Waffen iſt mit Wirkung vom 15. Juli 1919 ab mit dem Sitz
in Elberfeld errichtet worden. Zum ſtellvertretenden Reichs
bevollmächtigten dieſer Außenhandeksnebenſtelle iſt vorläufig
kommiſſariſch Aſſeſſor Sperling beſtellt worden. Anträge auf
Ausfuhrbewilligungen für Kleineiſenwaren und Waffen find
vom 15. Juli 1919 ab ausſchließlich bei der genannten Stelle
einzureichen.

Deutſch öſterreichiſche Bergwerksgeſellſchaft. Die General
verſammlung genehmigte einſtimmig die Umänderung der
Firma in „Vereinigte Kohlen-Akt.-Geſ.“ Ferner
erteilte ſie der Verwaltung Entlaſtung für den Verkauf von 128
Kuxen der Gewerkſchaft Brucher Kohlenwerk. Die Gewerkſchaft
erbietet ſich, für 1918 eine Ausbeute von 717 000 Mark zu zah-
len und für 1919 bis 1923 eine ſolche von 1 120 000 Mk. Dieſer
Betrag iſt jedoch erſt zahlbar, wenn der Gewinn 1 150 000 Mark
überſteigt. Falls ein ſolcher Gewinn nicht erzielt wird, muß die
o re aus dem Erträgnis des folgenden Jahres nachgezahlt
werden.

Geltungsdauer der beſtehenden Kalipreiſe bis zum 31. De
zember 1919. Jn dem Geſetz über die Regelung der Kaliwiri-
ſchaft vom 24. April 1919 war die Reichsregierung ermächtigt
worden die Geltungsdauer der in dieſem Geſetz feſtgeſetzten
Preiſe längſtens bis zum 31. Dezember 1919 zu verlängern. Der
Reichswirtſchafts miniſter macht nunmehr von dieſer Befugnis
Gebrauch. Der infolge der hohen Löhne und Selbſtkoſten höchſt
ungünſtig gewordenen Lage der Kaliwerke iſt mit dieſer Maß
nahme nur wenig gedient. Nur eine durchgreifende Preis
erhöhung iſt imſtande, das unnaktürliche Mißwerhältnis zwiſchen
Selbſtkoſten und Verkaufspreiſen zu beſeitigen.

Leder für die deutſche Schuhinduſtrie. Die Außenhandels-
ſtelle der Lederwirtſchaft veranlaßte, daß das ausländiſche Chiffon
leder, das für 3 Millionen Paar Schuhe reicht, der deutſchen
Schuhinduſtrie zugeführt wird, damit die Einfuhr von fer-
tigen Schuhen in größeren Mengen nicht er-
forderlich wird. Die Schuhfabriken werden berechtigt, bei
Verarbeitung dieſes Leders auf Grund der Einſtandspreiſe zu
kalkulieren. Sämtliche zugelaſſenen Schuhfabriken können an
dem Kauf im Verhältnis ihrer Bezugsrechte teilnehmen.

Rohſtoffverteilung und gewerblicher Mittelſtand. Den Wün-
ſchen des gewerblichen Mittelſtandes auf Lieferung der noch im
Veſitze des Reiches befindlichen Rohſtoffe an ſelbſtändige Meiſter
wird jetzt nach Aufhebung der Blockade in weitge hend ſt e m
Maße Rechnung getragen werden. Die Roh
ſtoffe, die noch vorhanden ſind, werden reſtlos ver
eilt werden, um die deutſche Induſtrie der drohenden Aus
landskonkurreng gegenüber widerſtandsfähiger zu machen.

Stillegung vieler Webereien. Sächſiſchthüringiſche Tertil
diſtrikte melden die Stillegung vieler Webereien wegen Kohlen
und Rohſtoffmangels.

Erhöhung der Schrottpreiſe. ihöhten die Verkaufspreiſe bis zu 50 Mark pro Tonne mit ſofor
tiger Gültigkeit. Die Beſchlußfaſſung über die Verlängerung
der Vereinigungen wurde wieder vertagt.

Erhöhung der Schraubenpreiſe. Die auf dem Schrauben
markt maßgebende Firma Bauer u. Schaurte in Neuß erhöhte
die Aufſchläge auf die Liſtenpreiſe um 20 bis 65 auf 120 bis
325 Proz.

Geldmarkt und Banken
Ruſſiſch- Deutſche Bank für Handel und Jnduſtrie A.G. in

Berlin. Unter dieſer Firma iſt eine Aktiengeſellſchaft gegrün-
det worden, deren Aktienkapital von 300 000 Mark (wovon 50
Proz. eingezahlt ſind) von den Gründern übrnommen iſt. Es
ſind dies Kaufmann Johannes Wolpe, Freih. Arthur v. Kleiſt in
Charlottenburg, Konſul Richard Schneider in Berlin-Friedenau,
Rechtsanwalt Dr. Oſſip Friedlich in Charlottenburg und Kauf-
mann Paul Beyer in Berlin. Der Aufſichtsrat beſteht aus den
drei erſtgenannten Gründern, ferner Dr. med. Ludwig Konſtam-
Berlin und Kaufmann Wilhelm Hoffmann in Berlin-Tempel-
hof. Nach dem Reviſionsbericht über den Hergang der Grün-
dung kennzeichnet ſich dieſe als reine Geldgründung. Die Grün-
dungskoſten werden von der Geſellſchaft getragen.

Ungariſche Staats und ſtaatlich garantierte Anleihen. Die
Schutzvereinigung der deutſchen Eigentümer von ungariſchen
Staats und ſtaatlich garantjerten Anleihen teilt mit, daß ſie
für ihre Mitglieder die von der ungariſchen Räterregierung
vorgeſchriebene Anmeldung vornehmen wird. Sollte die von der
Schutzvereinigung ſchon vor mehreren Wochen beantragte Friſt-
verlängerung über den 31. Juli 1919 hinaus ſeitens der unga-
riſchen Regierung nicht erfolgen, ſo müßten die Anmeldungen
bei den Anmeldeſtellen ſpäteſtens bis zum 24. Juli eingereicht
ſein.

Geſellſchoafts- Abſchlüſſe
Koehler u. Volckmar A.G. in Leipzig. Das im vorigen

Jahr in eine Aktiengeſellſchaft mit 2 Mill. Mk. Grundkapital
und 4 Mill. Mark Gründerdarlehen in eine Aktiengeſellſchaft
umgewandelte große r ſchließt das erſte Ge
ſchäftsjahr 99 762 Abſchreibungen mit 69 782 Mk.

Reingewinn ab,

Die Schrottvereinigungen er

ſo daß eine Dividende wohl in Frakommt. Von dem Rohgewinn von 2,82 Mill. Mar beanſprug
ten allein die Unkoſten 2,73 Mill. Mk. Laut Bilanz betragen die
Buchſchulden 5,97 Mill. Mark, dagegen die Beſtände 6,85 Mi
Mark und die Außenſtände 4,72 Mill. Mark. z den Auſichtsrat, der ſich bisher aus den Herren Johſ. Ziegler, di
Einhorn und Rechtsanwalt Hagen Leipzig zuſammenſetzte, ſind
neu eingetreten die Herren Alfred Staackmann, Johſ. Cyriacug
und Korvettenkapitän v. Haſe in Leipzig, ſo daß die Mitglieder.
zahl jetzt ſechs beträgt.

Weißthaler AktienSpinnerei in WeißthalKockiſch bei Mitt,
weida. Der Aufſichtsrat bringt für das am 31. März abgelaufene
Geſchäftsjahr eine Dividende von 10 Proz. (i. V. 15 Proz.) in
Vorſchlag.

Berliner Börſenberichte
Börſenſtimmungsbild. Anſcheinend in Zuſammenhang da

mit, daß die Zahlung des Reichsnotopfers unter gewiſſen Vor-
ausſetzungen in Kriegsanleihe erfolgen kann, vermehrt ſich die
Koufluſt für Kriegsanleihe. Dieſe ſetzte mit 816 ein und ſtieg
bald bis 82. Lebhaft waren die Umſätze in Schatzſcheinen und
Schatzanweiſungen bei feſter Preisgeſtaltung. Kaufluſt zeigte
ſich auch für alte heimiſche Anleihen. Die feſte Haltung am
Kriegsanleihemarkt übte einen günſtigen Einfluß auf die allge-
meine Stimmung an der Börſe aus, ſo daß der Kursſtand auf
ſa allen Gebieten, wenn auch mäßige Erhöhung erfuhr. Schiff-
ahrtswerte' lagen heute etwas ſtiller bei zumeiſt wenig verän-

derten Preiſen. Etwas lebhafter war das Geſchäft am Mon-
tanmarkt, wo 2—-Bprogzentige Aufbeſſerungen für die führenden
Werte eintraten. In Elektrizitätswerten und Farbwerten wa-
ren die Umſätze nicht belangreich. Die Kursveränderungen ſind
hier, ebenſo wie für andere Spezialwerte, nicht erheblich. Von
ausländiſchen Bahnaktien lagen Schantung feſt. Kanada be-
haupteten bei erheblichen Schwankungen ungefähr ihren geſtri
gen Schlußſtand. Erheblicher gaben Orientbahn und mäßiger
türkiſcher Tabak im Verlaufe nach. Die ſich fortſ Er
höhung der Kriegsanleihe bis auf 8254 übte weiter einen gün-
re Einfluß auf die allgemeine Tendenz. Oeſterreichiſche

nleihen waren gut behauptet. Ungariſche waren anfangs
etwas ſtärker geſucht. Die Aufwärtsbewegung in Kriegsanleihe
hatte zeitweiſe die ganze Aufmerkſamkeit der geſamten Börſe.
Der Kurs ſtreifte 8326 und ſchloß ſchließlich ouf Glattſtellung
82, 80. Die zu Einheitskurſen gehandelten Jnduſtriewerte
waren überwiegend höher.

Produktenbericht. Jm Geſchäft mit Heu iſt gegenwärtig
noch Wieſenheu begehrt, wofür 18 Mark gezahlt wird. Kleeheu
wird mit 23 bis vereinzelt Mark gekauft. Allgemein müſſen
aber bei den Lieferungen Decken zum Schutze gegen Regen mit-
geliefert werden. Der Preis für Stroh in drahtgepreßter Ware
ſtellt ſich ab Station auf ungefähr 6 Mark. Der Verkaufspreis
für Häckſel iſt, ſoweit die Verkäufer Säcke liefern können, pro
Zentner 10 bis 1024 Mark, bei Stellen der Säcke durch die
Käufer 8 bis 9 Mark. Lupinen ſind nur noch vereinzelt in guter
Saatware begehrt. Für Strohmehl zeigt ſich einige Nachfrage.
Im freſen Verkehr wurden nichtamtlich ermittelt
RVisenbahn-Aktien: Gasmotoren Deutz 234.75Halberstadt -Blankenb. 81.75 Gebhardt u. Co. 231.50
Haiie-Hettstedter 72 Gebhardt u. König 7.Schantungbahn I34.26 Gelsenkireh. Bergb. 175.Allg. Lokal-Str. 123. Glauziger Zuckerfbr. 258.Gr. Berl. Str. 122, Hallesche Masech.-Fabr. 317.Magdeburger Sta.-B. Hann. Masch. 329 25Lux. Prinz Heinrich. -B. 294.25 Harpener Berge 17.

Orientbahn inSechiffahrts- Akt. rse uprer THambg. Paketfahrt 102 r arbw. stani 242
Hambg.-Südamerika 173.- e en u. StahlHansa Dampfsehiſt 75 Hohbenlohe- Werke 124 75
Nordd. Lloyd 100.75 Humboldt-Maseh., 132.,50w Ilse-BergbauBanken: Kahla- Porzellan 314.Bank für Thür. Kaliw. Aschersleben 165.25Berl. Handelsges. 154. 35 Körbisd. Zucker- Akt.
Comm u. Diskontobank 124.25 Kytfhäuserhütte
Darmstädter Bank 111.25 Lahmeyer n. Co. 123.Dess. Landesbank Lauchhammer 164.50Denutsche Bank 195. Laurahütte 160,Diskonto-Comm. 156.25 Linke u Hofmann. 278.Dresdner Bank 1134 Imdwig Loewe u. Co. 932Oredit-Anst. Leipzig 128 Lothringer Hütte 156.75Mitteld. Kreditbank 115, Mannesmannröhren 182,

Privat- Bank 110, Oberschl. Pisenb. Bed. 135.
Nationalbank 118, do. Caro Heg. 141.25Oesterr. Kredit do. Kokswerke 205.,Reichsbank 147.50 Orenstein u. Koppel 173.
Industrie- Aktien Phönizx-Bergb. 199.50Schultheiss- Brauerei 251.75 Rhein. Metall-Vorz 197,
ALt. t. Anllin I 2498. Rhein Stahlwaren 145.Allgem. Elektr.-Ges. 18150 Riebeck. Montan 189.50
Ammendorfer Papierf. S Rombacher Hütten 150.25Anhalter Kohlenw. 173.25 Rositzer Braunk. 117,
Annaberger Steingut 182. Rositzer Zucker 160,Badisehe Apilin 328.,50 Sangerhänser Masech. 227.
S 147. Hugo Schneider u. Co. 186,50Berl. Masch.-Ban 214, Schuckert u. Co. 127.50Bismarckhütte 200, Siemens u. Halske 164.Bochumer Gußstahl 188,50 Stettiner Vulkan 170.50
Chem. Fabrik Buckau 115.25 Stollberger Zinkh. 114,Chem. Griesheim 204. Strals. Spielkarten 240,Cbem. v. Heyden 233.50 Thale-Bisenhütte 246,75Consolidation Schalke 232.25 Triptis- Akt. -Ges. 182.
Cröllwitzer Papierfabr. 219. Türkische Tabakregie 456,Daimler-Motoren 212.25 Ver. Köln-Rottweiler 182.Deutsch-Luxemburg 148, Glanzstoff Elberf. 454.Deutsche Debersee- l. 217.75 Wegelin n. Hübner 155Deutsche Erdöl 306, Wersech.-Welssenf. Brk. vDeutsche Oasglühl. 380, Westeregeln-Alkali 224,
Dentsche Kali 178, Wittener GuBstahl 191.75Deutsche Waff. u. un 220., Wrede-Mälzerei 120.50Donnersmarkhütte 205. 25 Zelch.-Kriebitsoh. Brk.
Döring u. Lehrmann 110.50 Zeitzer Masch. 350.25Dürkoppwerke 295. Zellstoff Walthof 180.75Elberfelder Farben 299. Otavi-Minen 129,50Felten u. Guilleaume 160

Wanodern und Neiſen
Oſtfrieſiſche Badeinſeln. Es ſind Gerüchte verbreitet, nach

denen die oſtfrieſiſchen Jnſeln keine Schiffsverbindungen mit
dem Feſtlande hätten. Demgegenüber ſei feſtgeſtellt, daß nach
ſämtlichen oſtfrieſiſchen Badeinſeln ſolche Verbindungen beſte
hen. Von Norddeich fährt z. B. im Anſchluß an jeden ankom-
menden Zug ein Dampfer nach Norderney. Wenn man
morgens um 8,12 Uhr Berlin, Lehrter Bahnhof verläßt, iſt man
abends um 7246 Uhr in Norderney. Gleich günſtige Verbindungen
beſtehen in den weſtlichen Teilen des Reiches.

Stagtliches Solbad Elmen. Bis zum 10. Juli ſind im
ſtaatlichen Solbad Elmen 5308 Kurgäſte angekommen. Die Zahl
der verabreichten Bäder betrug bis zum 10. Juli 20 662.

Friedrichroda, Thüringer Wald. Kurliſte 7 vom 27. Juni
zählt 1891 Kurgäſte, 2256 Durchreiſende, Zuſammen: 4147.

u Salzuflen. Bis zum 27. Juni wurden 11 700 Kurgäſte
gezählt.

Erleichterung für den bayeriſchen Fremdenverkehr. Voraus-
ſichtlich werden die Beſchränkungen des Fremdenverkehrs im
bayeriſchen Oberlande Mitte dieſes Monats eine weſentliche Er-
leichterung erfahren. Der Aufenthalt ſoll für Kur und Er-
holungszwecke auf die Dauer von 14 Tagen ohne beſondere Er
laubnis geſtattet werden. Aber die Höchſtzahl der Fremden in
den einzelnen Orten bleibt auf 50 v. H. der vorhandenen Frem
denbetten beſchränkt. Für längeren Aufenthalt iſt eine diſtrikts-
polizeiliche Genehmigung auf Grund eines amtsärztlichen Zeug
niſſes notwendig.

Hauptſchriftleiter Hemu Vöttcher.Verantwortlich für Poſitikt: Helmut Böttcher für Von kwirtſchaft und
Sport i. V.: Helmut Böttcher für den geſamten übrigen redaktionelles

Anzeigenteil: i. V a tstet ab u amtlich in Hall S.

J e auf; alle a.Vertag und Druck der Halleſchen Otto Thiel Halle a S,
Verlagsdirektor: Robert Poeyſch. (Verreiſt).
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